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für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 15 Musgegeben Danzig, den 19. Februar 1923 


Juhalt. Verordnung betreffend Aenderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Polen (ausſchließlich 
Polniſch⸗Oberſchleſten). Vom 13. . 23 (S 29). — Verordnung betreffend Aenderung der Ferngeſprächsgebühren im 
Verkehr mit Polen ausſchließlich Polniſch⸗Oberſchleſien. Vom 13. 2. 23 (S. 239). — Verordnung zur Aenderung der 
Anweiſung für den Funktelegraphendienſt. Vom 10 2. 23 (S. 2401. — Verordnung zur Aenderung der Telegraphen⸗ 
ordnung vom 16. Juni 1904. Vom 10. 2. 23 (S. 240). — Verordnung betreffend Aenderung der Telegraphengebühren 
im Verkehr mit Deutſchland, dem Memelgebiet und Polniſch⸗Oberſchleſten. Vom 14. 2. 23 (S. 241). — Beitritt der Freien 
Stadt Danzig zu internationalen Abkommen. (S. 241). — Verordnung über Grundlöhne und Sterbegeld in der Kranken⸗ 
verſicherung. Vom 13. 2. 23 (S. 242). 


65 Verorduung 
betreffend Anderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Polen (ansſchließlich) Polniſch⸗ 
Oberſchleſien). Vom 13. 2. 23. 

Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 
(Geſetzblatt S. 47) wird nachſtehende Verordnung erlaſſen. ۱ 

Vom 20. Februar 1923 an beträgt die Telegrammgebühr im Verkehr mit Polen (ausſchließlich 
Polniſch⸗Oberſchleſienz auf allen Entfernungen ۱ 

a) bei gewöhnlichen Telegrammen 200 M für jedes Wort, mindeſtens 2000 M, 

b) bei Preſſetelegrammen die Hälfte dieſer Gebühren. => 

Die Verordnung betreffend Anderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Polen (aus- 
Iſchließlich Polniſch-Oberſchleſien) vom 5. Februar 1923 tritt gleichzeitig außer Kraft. 

Danzig, den 13. Februar 1923. 


Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


80 Î Verordnung 
betreffend Anderung der Ferngeſprächsgebühren im Verkehr mit Polen (ausſchließlich Polniſch⸗ 
Oberſchleſien). Vom 13. 2. 23. 
Auf Grund des § 11 des Fernſprechgebührengeſetzes vom 17. September 1921 (Geſetzblatt ©. 133 ff.) 
wird nachſtehende Verordnung erlaſſen: - rt 
Vom 20. Februar 1923 an betragen die Fernſprechgebühren im Verkehr mit Polen (aus 
ſchließlich Polniſch Oberſchleſien) für die Geſprächseinheit von 3 Minuten Dauer 


für die Entfernung bis km. k 900 M 
„ „ 6 a: و ا کی رو دم یت ها‎ E, 1830 M 
f ا ی و‎ 9700 7 


und für jede angefangenen weiteren 100 km 1400 M. 

Überſchreiten die Geſpräche die Dauer von 3 Minuten, jo wird die Gebühr für die über⸗ 
ſchießende Zeit nach unteilbaren Geſprächseinheiten von 3 Minuten berechnet. 

Fur dringende Geſpräche wird die dreifache Gebühr erhoben. 


(achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 27. 2. 1928), 


رو ات وت اه اس باج تی تھا ایس میس تیر ایک سح سس رت اف اد کی بد ہی ی OE‏ تیم 
FR ©‏ پت رک رکا چوس ھی کا SESE‏ مات NIS 9 e‏ خی کو 


1 240 | 
2 Die Entfernungen werden von Vermittelungsftelle zu Vermittelungsſtelle nach der Luftlinie 
7 gemeſſen. 5 X 


Die Verordnung betreffend Anderung der Ferngeſprächsgebühren im Verkehr mit Polen (aus- 
ſchließlich Polniſch⸗Oberſchleſien) vom 5. Februar 1923 tritt gleichzeitig außer Kraft. 


Danzig, den 13. Februar 1923. 


Ptoſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. * 


3 67 Verordnung 
Ez. Verordnung zur Anderung der Anweiſung für den Funktelegraphendienſt. Vom 10. 2 23. 
1 Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 
(Geſetzbl. S. 47) wird die „Anweiſung für den Funktelegraphendienſt vom 15. Juni 1913 nebſt Anderungen 
wie folgt geändert: 
1. Im 8 4 iſt im zweiten Abſatz der Anmerkung zu 2 Punkt 6, „300 Mark“ zu erjegem durch: 
dem Zehnfachen der Wortgebühr für ein gewöhnliches Telegramm des deutſch-Danziger 
Verkehrs. f ۱ 
2. Im § 10 find zu erfegen unter 
1. a) „400 M“ und „200 M“ durch: 800 M und 400 M 
b) „400 M“ und „200 M“ durch: 800 M und 400 M. 
3. Im 8 44 erhält der letzte Abſatz folgende Faſſung: a 
Außer den funktelegraphiſchen Gebühren und gewöhnlichen Telegraphengebühren wird die 
Poſtgebühr für einen gewöhnlichen einfachen Auslandsbrief erhoben. 
Die Anderungen treten am 1. März 1923 in Kraft. 
Danzig, den 10. Februar 1923. | 
Pot: und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. ۰ 


— — 


68 Verordnung 
zur Anderung der Telegraphenordnung vom 16. Juni 1904. Vom 10. 2. 23. 


Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 
GGeſetzbl. S. 47) wird die Telegraphenordnung vom 16. Juni 1904 nebſt Anderungen wie folgt geändert: 
1. Im 8 3 „Allgemeine Erforderniſſe der Telegramme“ iſt zu erſetzen unter VIII „von 10000 M“ 
durch: in Höhe der dreihundertfachen Wortgebühr für gewöhnliche Telegramme des deutjch. 
Danziger Verkehrs; - 
unter IX im 3. Abſ. „Die Pauſchgebühr beträgt wie diejenige für eine abgekürzte ۵ 
10 000 M für das Jahr;“ durch: Die Pauſchgebühr für das Jahr iſt dieſelbe wie die unter 
VIII für eine abgekürzte Adreſſe; : 
= im 4. Abſ. „100 M“ durch: Das Dreifache der Wortgebühr für gewöhnliche Telegramme des 
چا‎ deutſch⸗Danziger Verkehrs; : 
im 6. Abf. „Einzelgebühr von 100 M“ durch: vorbezeichnete Einzelgebühr 
und im 7. Abſ. „Jahresgebühr von 100 000 M oder die Einzelgebühr von 100 M“ durch: 
vorgenannte Jahres- oder Einzelgebühr. 
Im 8 7 „Gebühren für gewöhnliche Telegramme“ iſt der Punkt IV zu ſtreichen. 
Im 8 14 „Vervielfältigung von Telegrammen“ erhält der Abſ. IV folgende neue Faſſung: 
IV Das zu vervielfältigende Telegramm wird als ein einziges Telegramm tariert, wobei 
alle Anſchriften in die Wortzahl eingerechnet werden. Neben der Grund- und Wortgebühr 


کی ل ا 
ED‏ 


+ 
om 


wird für die zweite und jede weitere Ausfertigung als Verdielfältigungsgebühr für jede volle 

1 oder angefangene Reihe von 100 Wörtern bei gewöhnlichen Telegrammen der fünffache Betrag 
der Wortgebühr für gewöhnliche Telegramme des deutſch⸗Danziger Verkehrs erhoben, bei 
dringenden Telegrammen das Doppelte. 

4. Im $ 15 „Seetelegramme“ if zu erſetzen: unter VI, 2. Abs. unter h) „wenn“ durch: „ſoweit“; 
unter IX „ift auf 300 M für das Telegramm feſtgeſetzt.“ durch: beträgt für jedes Telegramm 
das Zehnfache der Wortgebühr für gewöhnliche Telegramme des deutſch⸗Danziger Verkehrs; 
unter XIII, 2. Abſ. unter a) 1. und unter b) 1. „400 M“ durch: 800 M; unter a) 2. und 

unter b) 2. „200 M“ durch: 400 M. سے‎ 

5. Im 8 17 „Erhebung der Gebühren“ iſt unter III hinter dem 1. Satz einzufügen: 

Sie werden derart abgerundet, daß Pfennigbeträge von weniger als 50 Pfennig unberückſichtigt 
bleiben und ſolche von 50 Pfennig und mehr auf volle Mark erhöht werden; : 
und unter IV zu erſetzen „120“ durch: 240 und „20“ durch: 40. 

6. Im 8 23 „Telegrammabſchriften; Nachforſchungen“ unter J. letzter Satz, iſt zu erſetzen „Funken⸗ 
telegramme“ durch: Seetelegramme im Funkverkehr. : 

Die Anderungen treten am 1. März 1923 in Kraft. 

Die Inhaber abgekürzter Telegrammenſchriften ſind berechtigt, die Vereinbarung bis zum 26. Februar 

1923 zum 1. März zu kündigen; dasſelbe gilt für Vereinbarungen über regelmäßige beſondere Zuſtellung 
von Telegrammen (§ 3, VII bis IX der Telegraphenordnung). - 


Danzig, den 10. Februar 1923. ö 
Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


69 Verordnung ۱ 
betreffend Anderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Deutſchland, dem Memelgebiet 
und Polniſch⸗Oberſchleſien. Vom 14. 2. 23. 

Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 
(Geſetzblatt Seite 47) wird nachſtehende Verordnung erlaſſen: 6 

Vom 1. März 1923 an betragen die Telegraphengebühren im Verkehr mit Deutſchland, dem 
Memelgebiet und Polniſch⸗Oberſchleſien auf allen Entfernungen: 

a) bei gewöhnlichen Telegrammen 160 M Grundgebühr und 80 M Wortgebühr für jedes Wort, 

b) bei Preſſetelegrammen die Hälfte dieſer Gebühren. : . 

Die Verordnung betreffend Änderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Deutſchland 
dem Memelgebiet und Polniſch⸗Oberſchleſien vom 8. Januar 1923 (Geſetzblatt Seite 45) tritt gleichzeitig 
außer Kraft. EN 

Danzig, den 14. Februar 1923. 


Poſt - und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


70 Beitritt der Freien Stadt Danzig zu internationalen Abkommen. 


Auf Grund des Geſetzes vom 21. September 1922 (Geſetzbl. S. 444) wird hiermit verkündet: 


۱ „Die Freie Stadt iſt folgenden internationalen Abkommen beigetreten. Der Beitritt iſt mit dem 
bei jedem Abkommen angegebenen Zeitpunkt in Kraft getreten. EEE 


Die bezeichneten Abkommen find im deutſchen Reichsgeſetzblatt, wie nachſtehend aufgeführt, ver⸗ 
öffentlicht. Da die Veröffentlichung mithin vor dem 10. Januar 1920 erfolgt iſt, erübrigt ſich ein 
erneuter Abdruck. A er, 

1. Internationales Abkommen über das Verbot der Nachtarbeit der gewerblichen Arbeiterinnen. 
In Kraft getreten am 23. Auguſt 1921, veröffentlicht R. G. Bl. 1911 Nr. 2 Seite 5. 

2. Internationales Abkommen über das Verbot der Verwendung von weißem (gelbem) Phosphor 
zur Anfertigung von Zündhölzern. In Kraft getreten am 10. September 1921, veröffentlicht 
R. G. Bl. 1911 Nr. 2 Seite 17. ۱ ا‎ 

3. Pariſer Verbandsübereinkunft vom 20. März 1883 zum Schutze des gewerblichen Eigentums, 
revidiert in Brüſſel, am 14. Dezember 1900 und in Waſhington am 2. Juni 1911. In Kraft 
getreten am 21. November 1921, veröffentlicht R. G. Bl. 1913 Nr. 23 Seite 209. 

4. Uebereinkommen zur einheitlichen Feſtſtellung von Regeln über den Zuſammenſtoß von 

Schiffen. In Kraft getreten am 15. Juli 1922, veröffentlicht R. G. Bl. 1913 Nr. 10 Seite 49. 
. Uebereinkommen zur einheitlichen Feſtſtellung von Regeln über die Hilfsleiſtung und Bergung 

in Seenot. In Kraft getreten am 15. Juli 1922, veröffentlicht R. G. Bl. 1913 Nr. 10 Seite 66. 
6. Abkommen über die Lazarettſchiffe. In Kraft getreten am 31. Oktober 1921, veröffentlicht 

R. G. Bl. 1907 Nr. 42 Seite 722. 5 


Danzig, den 6. Februär 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Jewelowski. 


از 


71 | Verordnung 
über Grundlöhne und Sterbegeld in der Krankenverſicherung. Vom 13. 2. 23. 


Auf Grund des Geſetzes über Anderung von Geldbeträgen in der Sozialverſicherung vom 
31. Januar 1923 (Geſetzbl. S. 181) wird folgendes verordnet: 


81 ۱ 

Im 8 180 Abf. 2 der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung der Verordnung vom 13. De 
zember 1922 (Geſetzbl. S. 563) werden das Wort „ſechshundert“ durch das Wort „zwölfhundert“ und 
das Wort „achtzehnhundert“ durch das Wort „dreitauſendſechshundert“ erſetzt. 

8 2. 

Einer Satzungsänderung wegen der Neufeſtſetzung des Grundlohnes nach § 1 bedarf es bis 
zu einer weiteren geſetzlichen Anderung des § 180 der Reichsverſicherungsordnung nicht. Inzwiſchen 
ſetzt der Kaſſenvorſtand den Grundlohn neu ſeſt. Beſchließt er dabei auch eine Anderung der bisher ſchon 
bei der Kaſſe beſtehenden Mitgliederklaſſen oder Lohnſtufen, ſo bedarf dieſer Beſchluß der Zuſtimmung 
des Oberverſicherungsamts. 

Mitglieder, deren Grundlohn danach die bisher bei der Kaſſe vorgeſchriebene Höchſtgrenze über⸗ 
ſteigt, haben auf die ihrem neuen Grundlohn entſprechenden höheren Kaſſenleiſtungen erſt vom dreiund⸗ 
vierzigſten Tage nach dem Inkrafttreten der Satzungsänderung oder des Vorſtandsbeſchluſſes (Abſ. 1) 
ab Anſpruch. Dies gilt auch für Verſicherungsfälle, die beim Inkrafttreten der Satzungsänderung oder 
des Vorſtandsbeſchluſſes bereits eingetreten ſind. Falls die Mittel der Kaſſe ausreichen, kann der Vor⸗ 
ſtand der Kaſſe beſchließen, daß die höheren Leiſtungen ſchon von einem früheren Tage ab zu gewähren ſind. 


\ 8 3. 
Der 8 10 Abſ. 2 der Verordnung vom 18. Dezember 1922 (Geſetzbl. S. 563) tritt für die Zeit 
vom Inkrafttreten der gegenwärtigen Verordnung an außer Kraft. Von dem gleichen Zeitpunkt an 
find die erhöhten Kaſſenleiſtungen auf Grund jener Verordnung auch in den bei ihrem Inkrafttreten 
ſchwebenden Verſicherungsfällen zu gewähren. 


8 ۱ 
له‎ eine Kaſſe die erhöhten Kaſſenleiſtungen auf Grund der Verordnung vom 18. Dezember 1922 
(Geſetzbl. 5.563) entgegen der Beſtimmung des 3 10 jener Verordnung bereits früher oder in ſchwebenden 
Verſicherungsfällen gezahlt, ſo bewendet es dabei. 


8 5. 

Für Perſonen, die zur Mitgliedſchaft bei einer Orts-, Land» oder Innungskrankenkaſſe oder bei 
einer knappſchaftlichen Krankenkaſſe verpflichtet ſind, haben die Arbeitgeber der Kaſſe innerhalb elner 
Woche nach Inkrafttreten dieſer Verordnung die zur Berechnung der Beiträge erforderlichen Angaben 
u machen. 

i Zuwiderhandlungen werden gleich Zuwiderhandlungen gegen $ 318 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung beſtraft. 5 : 

Erſtattet ein Arbeitgeber ot Aufforderung des Kaſſenvorſtandes die Meldung nicht friſtzeitig, 
ſo kann für ſeine Beſchäftigten der Kaſſenvorſtand bis zur ordnungsmäßigen Meldung den Grundlohn 
in der Höhe feſtſetzen, die für Verſicherte der gleichen Art in Betrieben gleicher Art gilt, und, ohne 
Pflicht zur Rückerſtattung, die entſprechenden Beiträge erheben. 
۱ 3 re 

Im 8 204 der Reichs verſicherungsordnung werden die Worte „auf fünfzig Mark“ erſetzt durch 


die Worte „bis zu zehntauſend Mark“, ebenſo im 8 432 Abſ. 2 und im 8 452 Abſ. 1 daſelbſt das 
Wort „dreißig“ durch das Wort „fünftauſend“. 


> 


ا 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft.‏ 


Danzig, den 13. Februar 1923. ۱ 


Der Seuat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


: Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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